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Editorial

Weltmarkt für Arbeitskräfte

Kapital sei global, Arbeit lokal, sagt Manuel Castells. Deshalb gebe es keinen
vereinheitlichten globalen Arbeitsmarkt und keine globale Erwerbsbevölkerung.
Auch wenn hier sicher einige Abstriche zu machen sind, ist doch unbestreitbar,
dass die Globalisierung der Arbeitskraft der des Kapitals deutlich hinterherhinkt
– und zwar nicht nur (was trivial ist) im Hinblick auf die globalen Finanzströme,
sondern auch im Hinblick auf das industrielle Kapital. Während der Anteil der
grenzüberschreitenden Beteiligungen und Obligationen in den Kernstaaten des
kapitalistischen Weltsystems in den 1990er Jahren allüberall in der gleichen Grö-
ßenordnung lag wie das Bruttoinlandsprodukt, betrug der Anteil der ausländi-
schen Arbeitskräfte in keinem von ihnen deutlich mehr als zehn Prozent. Das ist
sicher eine beachtliche Größenordnung; und insofern ist die Rede von einer in-
ternationalen Konkurrenz für Arbeitskräfte auch alles andere als abwegig. Doch
ein extremer Ausreißer nach oben ist dies in der Geschichte des Kapitalismus mit
Sicherheit nicht – man denke nur an die massenhafte Einwanderung in die Verei-
nigten Staaten von Amerika, nach Südamerika und in die Siedlungskolonien im
19. und frühen 20. Jahrhundert, aber auch an die polnische Arbeitsmigration nach
Ostelbien und ins Ruhrgebiet, die (größtenteils unfreiwillige) indische Migration
nach Süd- und Ostafrika, nach Westindien und in den Pazifischen Ozean, die
Arbeitsmigration zum Eisenbahnbau in den USA aus China und Japan, koloniale
Kontrakt- und Wanderarbeitssysteme, zuvor schon den transatlantischen Skla-
venhandel und vieles andere mehr. Auch die Deportation von Millionen von
ArbeitssklavInnen durch das NS-Regime und die ebenfalls massenhafte Rekru-
tierung von Zwangsarbeit für den stalinistischen Gulag bildeten zentrale Kompo-
nenten im Migrationsgeschehen des 20. Jahrhunderts.

Es bleibt die Frage, wie das Nachhinken in der Mobilität der Arbeit gegenüber
jener des Kapitals zu erklären ist. Die orthodoxe Wirtschaftstheorie wie auch die
neoliberale Wirtschaftspolitik, die auf der prinzipiellen Ebene stets die Notwen-
digkeit der uneingeschränkten Mobilität sämtlicher Produktionsfaktoren für das
optimale Funktionieren des marktwirtschaftlichen Systems zu predigen und zu-
mindest die Nicht-OECD-Staaten für jedes Abweichen von diesem Prinzip auf Seiten
des Kapitals auch zu verdammen bzw. abzustrafen pflegen, haben sich an den Ab-



4 Editorial

weichungen auf Seiten der Arbeitskraft erstaunlich wenig gestört. Hier dachte man
zu allen Zeiten vorwiegend national-ökonomisch. Die Mutmaßung liegt nahe: So
dysfunktional und ungewollt sind diese Abweichungen gar nicht. Aber auch die
mit hohem Aufwand betriebenen Grenzkontrollen verhindern Migration von Ar-
beitskräften nicht, nicht nur an der kalifornischen US-mexikanischen Grenze wa-
ren die Grenzkontrollen lange montags auffallend ungenau. Warum also scheitern
Migrationspolitiken? Stephen Castles konstatiert im ersten Beitrag zum vorliegen-
den Heftschwerpunkt, dass die Kontrolle von vor allem irregulärer Migration umso
weniger erfolgreich zu sein scheint, je mehr die Staaten in diese Kontrolle investie-
ren. Damit ist nicht gesagt, dass staatliche Politiken ohne Bedeutung und Wirkung
sind, vielmehr sind die globalen Migrationsbewegungen derart sperrig und eigen-
dynamisch und die Politiken von sich widerstreitenden Interessen durchsetzt, dass
die strickmustergleiche Politik der Restriktion und Repression nicht funktionieren
kann. Migrationskontrollpolitiken dienen dazu, so Castles, die Nord-Süd-Bezie-
hungen zu regulieren und die globale Ungleichheit aufrechtzuerhalten.

In unterschiedlicher Weise stellt sich die Frage nach dem Scheitern, der
Intentionalität von Migrationskontrollpolitiken und der Rolle der MigrantInnen
als Subjekte auch allen anderen AutorInnen des Heftes. In diesem Sinne geht
Rolf Jordan den Ursachen der widersprüchlichen Migrationspolitik in Malaysia
nach. So sagt die Regierung regelmäßig, kurz nachdem Hunderte ausländischer
ArbeiterInnen ohne gültige Papiere verhaftet und abgeschoben werden, spezifi-
schen Sektoren neue ausländische Arbeitskräfte zu, so etwa 2002 dem Bausektor
30.000 ArbeiterInnen aus Indonesien. Das Beispiel Malaysia veranschaulicht ei-
nige der von Castles eingangs benannten Faktoren der widersprüchlichen
Migrationspolitik: Innerhalb der staatlichen Institutionen, Zentral- und Bundes-
staaten und verschiedenen Branchen herrschen unterschiedliche Interessen vor,
die – legale wie irreguläre – Migration entweder verhindern oder fördern. Zudem
gelang eine Umstrukturierung der Wirtschaft nur ansatzweise, so dass weiterhin
arbeitsintensive Sektoren bestehen. Jordan zeigt weiter auf, dass sich ein eigener
migrationsbezogener Wirtschaftssektor etabliert hat, an dem der Staat durch Steu-
ern, Visa- und Verwaltungsgebühren und ein privater Dienstleistungssektor zur
Organisierung legaler wie illegaler Migration verdienen.

Mit ökonomischen Effekten von Migration auf einer anderen Ebene befasst
sich Volker Hamann. Er diskutiert die entwicklungspolitisch kontroverse Frage,
ob und inwiefern die Rücküberweisungen, die ArbeitsmigrantInnen in ihre
Herkunftsregion tätigen, zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung bei-
tragen. Am Beispiel der Investitionen von in den Vereinigten Staaten lebenden
MexikanerInnen in den Bundesstaat Zacatecas argumentiert er, dass Transfer-
zahlungen ohne Zweifel einen positiven Effekt auf das Wirtschaftswachstum der
Empfängerregionen haben, auch konsumtive Investitionen zeigten Multiplikator-
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effekte. Ohne begleitende Maßnahmen zur Überwindung von Infrastrukturdefiziten
sei es jedoch vermessen, sämtliche Impulse zur langfristigen wirtschaftlichen
Entwicklung von den MigrantInnen zu erwarten.

Die Mobilität von Arbeitskräften und politisch-ökonomische Integrationsprozesse
führen zu vielfältigen Konfliktkonstellationen. So steht die Veränderung von Ar-
beitskonflikten im Zentrum des Beitrags von Jens Winter. Anhand zweier Konflik-
te – Repressionen gegen eine unabhängige Gewerkschaft in Mexiko und Diskrimi-
nierungen von undokumentierten ArbeitsmigrantInnen in den Vereinigten Staaten –
zeigt Winter auf, inwiefern Beschwerdeverfahren, die im Nebenabkommen zu Ar-
beitsbeziehungen der Nordamerikanischen Freihandelszone (NAFTA) enthalten
sind, ein Instrument zur transnationalen Allianzbildung zwischen AkteurInnen in
den USA, Kanada und Mexiko darstellen können. Das Beschwerdeverfahren be-
günstigte qualitativ neue Formen der Kooperation von Gewerkschaften und Nicht-
regierungsorganisationen, und die Konflikte gelangten in die öffentliche Debatte.
Die Regierungen ließen jedoch die Auseinandersetzungen auf diplomatischer Ebe-
ne versanden, und aufgrund der Freihandelsorientierung ist nicht zu erwarten, dass
es auf dem Feld der Arbeitspolitik für AkteurInnen wie (undokumentierte) Migran-
tInnen und unabhängige Gewerkschaften tatsächliche Erfolge gibt. Winter argu-
mentiert, dass keine einfache Verschiebung, sondern eine Vervielfachung und
Verkomplizierung der räumlichen Bezüge sozialer Auseinandersetzen zu erkennen
ist, deren Ergebnisse nicht linear vorhersehbar sind.

Als MigrantInnen sind viele Millionen von Menschen aus dem globalen Süden,
aus den ehemals realsozialistischen Ländern, aber auch aus den Randgebieten der
Kernstaaten je nach aufenthaltsrechtlichem Status und ökonomischer Position zu
existenzieller Ungesichertheit verurteilt und müssen damit zurecht kommen. Dies
tun sie in sehr verschiedener Art und Weise. Dabei spielt sicher eine Rolle, dass sich
in der Migration persönliche Entscheidung und strukturelle Zwangssituationen viel-
fältig überschneiden. Es gehört Initiative dazu, einer Notlage zu entkommen und sein
Schicksal in die Hand zu nehmen. Manche erreichen „Normalität“ – oder versuchen
sie zu erreichen – dadurch, dass sie sich anpassen und auf die Anerkennung durch die
„Einheimischen“ hoffen. Andere versuchen es durch ethnischen, nationalen oder re-
ligiösen Zusammenschluss und mehr oder weniger weit gehende Abkapselung nach
außen. Wieder andere versuchen es durch ein Sich-Einrichten in einem lebenslangen
Hin- und Herwechseln zwischen unterschiedlichen Gesellschaften oder durch die
Schaffung und Nutzung von transnationalen sozialen Räumen. Viele leben dennoch
in ständiger Angst vor dem Aufgegriffen- und Ausgewiesenwerden durch die Polizei
wie vor schamloser Ausbeutung durch ArbeitgeberInnen und VermieterInnen, ja so-
gar vor Denunziation durch SchicksalsgenossInnen.

Gleich drei Beiträge kreisen um diesen Problemkomplex der Illegalisierung, der
prekären Rechtsstellung und der Handlungsfähigkeit von MigrantInnen. Serhat
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Karakayali und Vassilis Tsianos plädieren dafür, die Praxen der MigrantInnen in der
migrationstheoretischen Diskussion stärker einzubeziehen. Sie zeigen auf, wie das
Verhältnis von Migration, Ökonomie, Staat und Subjekten zum gegenwärtigen Zeit-
punkt, an dem in Europa die Figur des „Gastarbeiters“ und des „Flüchtlings“ von der
des „Sans Papiers“ abgelöst wurde, neu zu denken sein könnte. Ihr Anliegen besteht
darin, die System- oder Ökonomiezentriertheit von Theorien zu überwinden, in der
die MigrantInnen oft nur als Objekte gedacht werden, die von A nach B verschoben
werden oder ökonomischen Kräften folgen. Karakayali & Tsianos schlagen ein spe-
zifisches Verständnis des Konzeptes „Migrationsregime“ vor, in dem eine Vielzahl
von AkteurInnen einbezogen wird, ohne sie einer zentralen Logik unterworfen zu
sehen. Die Kräfteverhältnisse bestimmen, inwiefern Migration reguliert und die
MigrantInnen ausgebeutet werden. Zu betonen ist, dass durch Ausbeutung nicht die
Subjektivität der MigrantInnen ausgelöscht wird, sondern genauso Bestandteil des
Migrationsregimes ist, wie Interessen von Staaten und Unternehmen. Diese Aspekte
vertiefen die Beiträge von Helma Lutz und Sabine Hess, indem sie sich einem Sektor
zuwenden, der für die Feminisierung der Migration eine zentrale Bedeutung besitzt,
dem der Haushalts- und Pflegedienstleistungen sowie der Tätigkeiten von Au-Pairs.
Beide Autorinnen setzen sich mit der migrationstheoretischen Diskussion um Trans-
nationalisierung auseinander und bringen die Vergeschlechtlichung von Migration
und den Erwerbsarbeiten von Migrantinnen konzeptionell in die Diskussion ein. Helma
Lutz plädiert dafür, das Konzept transnationaler Räume trotz berechtigter Kritik als
ein multi-perspektivisches Raumkonzept weiter zu entwickeln. Sie blickt zurück auf
die seit den 1970er Jahren geführte und immer noch aktuelle feministische Diskussi-
on um Hausarbeit und Liebe oder „emotionale Arbeit“. An dem Phänomen, dass
Reproduktionsarbeiten in erster Linie von Frauen, „einheimischen“ wie zugewander-
ten, verrichtet werden, hat sich in den letzten Jahrzehnten wenig geändert. Das
Outsourcing von Haushaltsarbeit an Migrantinnen führt nach Einschätzung von Lutz,
die auch die ArbeitgeberInnenperspektive analysiert, zur Fortschreibung alter
Identitätsmuster und zur Aufrechterhaltung geschlechts-traditioneller Verteilung von
Arbeit, die zusätzlich ethnisiert wird. Ob Migration zur Verfestigung und/oder zum
Aufbrechen alter Muster und Abhängigkeiten führt, ist eine der zentralen Diskussions-
linien in der Migrationsforschung. Sabine Hess versucht in ihrem Beitrag am Bei-
spiel von Au-Pairs, die zwischen der Tschechischen Republik und Deutschland pen-
deln, zu ergründen, ob transnationale soziale Räume widerständige soziale Sphären
sind, die den Frauen neue soziale und berufliche Chancen ermöglichen oder ob sie
die aktuelle Form der globalen Zurichtung von Arbeitskraft darstellen. Damit führt
sie die von Castels, Karakayali & Tsianos und Lutz in diesem Heft bereits aufgewor-
fenen Diskussionen um die Wirkungen von Migrationskontrollpolitiken und um trans-
nationale Räume fort. Hess argumentiert, dass die Funktion restriktiver Migrations-
kontrollen nicht die Abschottung, sondern die partielle Durchlässigkeit ist, die zur
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Hervorbringung transnationalisierter, flexibler und prekarisierter Subjekte führt. Die
Migrantinnen selbst entwickeln in diesem vermachteten Terrain Taktiken, um ihre
eigenen Interessen zu verfolgen. Diese Taktiken, wie die regelmäßige Ein- und Aus-
reise und das Bereithalten von plausiblen Erklärungen für den häufigen Grenzüber-
tritt, sind jedoch kein Ersatz für einen legalen Aufenthaltsstatus und Rechte.

Ein weiterer Schwerpunkt ist der Themenkomplex „Rechts- und Wohlfahrts-
staat und Migration“. Schon aus Gründen der Loyalitätssicherung kann es sich kein
Staat leisten, die wie auch immer begrenzten und gefährdeten wohlfahrtsstaatlichen
Elemente vollständig wieder abzuschaffen. Aber andererseits machen es eben die-
se Elemente gänzlich oder in erheblichem Maß unmöglich, die Lohnentwicklung
durch Rückgriff auf eine einheimische industrielle Reservearmee, die ohne Rück-
sicht auf Arbeitsschutzgesetzgebung und Sozialversicherungspflicht heute geheu-
ert und morgen gefeuert werden kann, zu kontrollieren. Der allseits willkommene
Ausweg sind ausländische Arbeitskräfte mit mehr oder weniger prekärem Rechts-
status. Der entscheidende Punkt ist dabei, wie die Beiträge von Karakayali & Tsianos,
Jordan, Lutz und Hess veranschaulicht haben, dass der prekäre Rechtsstatus jener
Arbeitskräfte erhalten bleiben muss, wenn das System funktionieren soll. Sie müs-
sen zwar angelockt werden, aber ihre Rechtsstellung darf niemals die gleiche sein
wie die ihrer KollegInnen aus den Kernstaaten; andernfalls ginge ihr spezifischer
Nutzen verloren. Hinzu kommt der schleichende, im aktuellen newspeak als „Re-
form“ bezeichnete Abbau sozialer BürgerInnenrechte. Diese Prozesse unterstrei-
chen die alte Einsicht, dass die Konkurrenz unter den Arbeiterinnen und Arbeitern
das primäre, mühsam aufzubauender Solidarität vorausgehende Moment ist. Dabei
ist die Einschätzung, ob MigrantInnen im Rahmen von Europäisierung und Inter-
nationalisierung zunehmend mehr oder weniger Rechte zugestanden werden, in
der sozialwissenschaftlichen Diskussion seit Längerem umstritten. Einige AutorIn-
nen sehen insbesondere in der Europäischen Union eine post-nationale Entwick-
lung im Gange, in der Personen unabhängig vom Staatsbürgerschaftsstatus mehr
Rechte zugewiesen werden. Olaf Köppe analysiert die Entwicklung für die Bun-
desrepublik Deutschland und die Europäische Union. Er kommt dabei zum
gegenteiligen Ergebnis: Die Inanspruchnahme sozialer Rechte, vor allem wohlfahrts-
staatlicher Leistungen, und „bürgerliche“ Rechte wie Familiennachzug werden so-
gar zunehmend stärker an den Staatsbürgerschaftsstatus gekoppelt, die Mitglied-
schaftslogik verliert somit nicht an Bedeutung. Diese Entwicklung liegt laut Köppe
in der Ausrichtung des Staates als nationalem Wettbewerbsstaat begründet. Unter
dem selbst gesetzten Diktat der Wettbewerbsfähigkeit werden auch die wohlfahrts-
staatlichen Leistungen gegenüber Nicht-Mitgliedern stärker rationiert und über „bü-
rokratische Auslesemechanismen“ realisiert.

Diese wenig optimistische Einschätzung am Ende des Schwerpunktes zum „Welt-
markt für Arbeitskräfte“ führt noch einmal die Klammer des gesamten Heftes vor
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Augen: wie eng der Zusammenhang von ökonomischer und politischer Sphäre für
Migrationsbewegungen und die Lebens- und Arbeitsbedingungen der MigrantInnen
sind. Transnationale soziale Räume – seien es die alltagsbezogenen von
MigrantInnen geprägten oder wie im Fall der NAFTA durch zwischenstaatliche
Regulierungen entstandenen – stellen neue und vielschichtige Aushandlungsräume
dar, die nationalstaatliche Relevanz lässt sich bei dem Thema der Migration jedoch
nicht wegtheoretisieren. Dies führt auch die Anfang 2005 heiß geführte politische
Debatte um den „Missbrauch“ und die „Großzügigkeit“ von Visaerteilungen durch
das Auswärtige Amt in die Bundesrepublik Deutschland vor Augen. Der Bundes-
ausländerbeirat machte in einer wenig beachteten Presseerklärung auf die bittere
Erfahrung selbst von MigrantInnen aufmerksam, die mit einem sicheren Aufenthalts-
status in Deutschland leben und erkennen müssen, wie schwierig es ist und immer
schon war, Familienangehörige einzuladen. „Im Zweifel gegen die Reisefreiheit“,
dies wissen auch die meisten VisaantragstellerInnen in die Europäische Union welt-
weit zu berichten. Die über den konkreten Fall der deutschen Botschaft in Kiew
verallgemeinert geführte Diskussion um den „massenhaften Missbrauch“ von Visa
lässt in der medialen Öffentlichkeit die Perspektive von MigrantInnen vergessen.
Ausgeblendet wird auch, dass es für viele Personen keine legalen Migrationswege
mehr gibt und viele ihr Glück mit Hilfe der überall ihre Dienste anbietenden
„Migrationsindustrie“ versuchen, in Malaysia ebenso wie in Mexiko und der Ukrai-
ne, d.h. gefälschte Papiere kaufen, GrenzbeamtInnen bestechen und sich auf die oft
gefährliche Reise des illegalen Grenzübertritts machen. Migration und MigrantInnen
werden in der aktuellen Diskussion in Deutschland wieder einmal mit den Themen
Sicherheit und Kriminalität verquickt. Zu dieser für eine offenere Migrationspolitik
ungünstigen Konstellation trägt auch die Form der Bearbeitung des Themas „Frauen-
handel“ bei. Der Bundesaußenminister wird „Zuhälter“ und „Menschenhändler“
genannt, die christdemokratische Opposition geriert sich als Retterin der ausge-
beuteten Frauen. Nicht nur versuchen die Fachberatungsstellen von Opfern des
Frauenhandels verzweifelt Gehör zu finden für ihre Feststellung, dass keinerlei
Anstieg des Frauenhandels aus der Ukraine zu verzeichnen ist, auch die
Argumentationsfigur ist so alt wie heuchlerisch und aus der Rechtfertigung von
Kolonialismus wie auch von Interventionskriegen in Jugoslawien und Afghanistan
bekannt. Allerdings scheint auch bei der rot-grünen Regierungskoalition die Frage
durch: Nützen oder schaden die sich in Deutschland aufhaltenden MigrantInnen
deutschen Interessen? Wir hoffen, dass dieses Doppelheft dazu beiträgt, die Dis-
kussion um Migration, Ökonomie, Staat und Geschlechterverhältnisse auf einer
theoretisch wie gesellschaftspolitisch reflektierteren Ebene zu führen.

Hundert Jahre nach dem Völkermord im damaligen Deutsch-Südwestafrika ist es
im Erinnerungsjahr 2004 endlich gelungen, dem Vergessen gegenüber diesem in die
Verantwortung des deutschen Staates fallenden Großverbrechen zumindest ein we-
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nig entgegenzuwirken. Dabei spielt nach wie vor die Frage nach dem Verhältnis die-
ses Völkermordes zum industriellen Massenmord des Holocaust im Zweiten Welt-
krieg eine zentrale Rolle. George Steinmetz leistet hier einen innovativen Beitrag,
wenn er von dem Ereignis nicht zeitlich nach vorn schaut, sondern in erster Linie
retrospektiv, d.h. kausal rekonstruierend argumentiert und vor allem nach Dispositio-
nen und Motivationen der Täter fragt. Er zieht dafür Materialien, aber auch Gesichts-
punkte wie das damals zur Verfügung stehende ethnographische Repertoire oder psy-
choanalytische Überlegungen heran, die in der bisherigen Diskussion noch nicht be-
rücksichtigt wurden. Hinzu kommt eine vergleichende Sicht auf die Verhältnisse in
unterschiedlichen deutschen Kolonien. Wenn einige der Thesen von Steinmetz – zu-
mal zum „deutschen Sonderweg“ – Stoff für Kontroversen bieten dürften, so unter-
streicht der Beitrag auch, dass es sich lohnt, diese Kontroversen zu führen.

Reinhart Kößler nimmt in seinem Kommentar „Keine Entschuldigung ohne
Entschädigung“ die Problematik des Völkermordes in Namibia auf und wirft ein
Schlaglicht auf die aktuelle Erinnerungspolitik sowohl in Deutschland als auch
in Namibia. Michael Ramminger gibt in einem weiteren Kommentar eine Ein-
schätzung des diesjährigen Weltsozialforums, das Ende Januar 2005 im brasilia-
nischen Porto Alegre stattfand.

Mit einem Schreiben vom 7. 1. 2005 hat der Evangelische Entwicklungsdienst
(EED) mit sofortiger Wirkung die Förderung der PERIPHERIE eingestellt. Der kirch-
liche Geldhahn wurde auch anderen Projekten abgedreht, so dem Bundes-
koordination Internationalismus, den Lateinamerika Nachrichten und dem Öku-
menischen Büro für Frieden und Gerechtigkeit München. Bereits seit 2003 er-
halten die Blätter des iz3w keine Förderung mehr. Diese Entwicklung stellt uns
vor die auch für das Erscheinen der PERIPHERIE existenzielle Frage nach der Fi-
nanzierung entwicklungspolitischer Arbeit. Aus diesem Anlass dokumentieren
wir einen offenen Brief der Redaktion an den EED.

Für die Jubiläumsausgabe Nr. 100 der PERIPHERIE „100 Peripherien – die Welt
von den Rändern her denken“ laden wir herzlich dazu ein, sich mit kurzen Beiträ-
gen (bis zu 10.000 Zeichen) zu beteiligen. Da wir die Form dieser Beiträge aus-
drücklich offen gestalten wollen, haben wir für diese Ausgabe das GutachterInnen-
Verfahren ausgesetzt. Auf der Grundlage der 100. PERIPHERIE soll am 11. Februar
2006 in Berlin eine festliche Tagung stattfinden, auf die wir ebenfalls bereits
jetzt hinweisen wollen. Weitere Informationen ebenso wie die aktuellen Call for
Papers zu den Heften 100 „100 Peripherien – die Welt von den Rändern her
denken“ und 101/102 „Eigentumsrechte“ finden sich wie immer im Internet auf
unserer Homepage unter www.zeitschrift-peripherie.de.

http://www.zeitschrift-peripherie.de

